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Meeresschutzaufgaben gemeinsam erfüllen 
Planstellenabbau bei Polizei einstellen / Deutsche Küstenwache einrichten 
(Husum/Cuxhaven/Varel i.O.) »Nun hat auch Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen einer 

Polizeistrukturreform Planstellen abgebaut. Die verbliebenen Beamten arbeiten laut Aussage ihres 

Sprechers im Grenzbereich, und ein weiterer Abbau würde die Durchführung bestimmter Aufgaben 

gefährden«, warnt der Vorsitzende der Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste (SDN), 

Nordfrieslands Landrat Dieter Harrsen. Er fordert die Politiker von Bund und Küstenländern erneut 

auf, sich nicht länger hinter wohlformulierten Briefen der Verwaltung zu verstecken, sondern sich 

den »praktischen Fragen des allgemeinen und schifffahrtspolizeilichen Vollzugs« zu stellen. 

 

Obwohl die Aktivitäten auf See ständig zunehmen, seien alle Wasserschutzpolizeien erheblich 

reduziert worden, stellt Harrsen fest. So werde zurzeit ein weiterer Windpark in der Ostsee 

fertiggestellt, die Fehmarnbelt-Problematik sei noch nicht gelöst, und in Schleswig-Holstein solle nur 

noch eine einzige Dienststelle das Küstenmeer »von Sylt bis zur Elbe« abdecken – angeblich ohne 

Einschränkung der Aufgaben. Niedersachsen habe bereits viele Planstellen gestrichen, und Bremen 

habe seine Wasserschutzpolizei fast vollständig aufgelöst. Mit dieser Situation könnten die Kreise 

und Kommunen an der Küste nicht zufrieden sein, begründet der Nordseeschützer die Kritik der SDN-

Mitglieder. 

 

Zwar könne Harrsen die haushälterischen Probleme nachvollziehen, doch allein durch Streichung von 

Planstellen sei die Situation nicht lösbar, denn dem Meeresschutz werde auf anderen Ebenen ein 

hoher Stellenwert eingeräumt – etwa bei der Pflicht zur Umsetzung der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie der EU und anderen internationalen Regelungen. »Das wird die einzelnen Länder 

überfordern. Deshalb brauchen sie zukünftig einen neuen Ansatz, um ihre Aufgaben zu erfüllen«, 

analysiert Harrsen. 

 

Er weist darauf hin, dass sich der Schiffsverkehr auf der Ostsee bis zum Jahr 2030 nahezu verdoppeln 

wird. Ein Großteil dieser Schiffe befahre auch die Nordsee, in der ebenfalls großflächige Offshore-

Windfarmen errichtet werden. Auch die neuen Gefahren für die Sicherheit der Küstenstaaten durch 

die weltpolitische Lage erforderten die Zusammenführung der Behörden für »Safety« 

(Schiffshavarien) und »Security« (Abwehr terroristischer Aktivitäten) auf See, betont der Landrat. 

 

Dazu gehöre unter anderem die effektivere Zusammenfassung der schwimmenden Verbände von 

Bund und Ländern zu einer »Deutschen Küstenwache«. Der Bund solle daher seine starre Haltung 

aufgeben und die Möglichkeit der Etablierung einer Küstenwache gemeinsam mit den Ländern – 

auch unter finanziellen Aspekten – diskutieren. Bisher hätten die jeweiligen Verwaltungen bis auf 

eine Ausnahme jegliche Diskussion abgelehnt oder Gegenargumente konstruiert, die aber die 

Probleme nicht lösen. 

 

Als Beispiel führt Harrsen die Antwort der Bundesregierung auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. 

Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) an. Ihr hatte die Regierung Ende Mai mitgeteilt, bis Ende 

2016 solle der bestehende Küstenwachverbund auf seine Effizienz hin untersucht werden.  
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Für Harrsen ist das ein insgesamt mageres und »politisches« Ergebnis, denn dies sei bereits die 

zweite Evaluierung vor einer Wahl. Auch die vor drei Jahren eingeführte Bundesleitstelle habe immer 

noch kein Betriebskonzept und sei zudem ein zusätzliches, teures Prestigeobjekt neben den bereits 

vorhandenen Einheiten, also dem Havariekommando, dem Gemeinsamen Lagezentrum See und der 

Leitstelle der Wasserschutzpolizeien der Küstenländer. 

 

»Die Politik muss endlich klare Vorgaben machen. In einem ersten Schritt könnten die beteiligten 

Bundesbehörden durch einen einfachen Kabinettsbeschluss in einer Bundesbehörde 

zusammengefasst werden«, fordert der Leiter des Arbeitskreises Küstenwache der SDN, Hans von 

Wecheln. Innenminister Thomas de Maizière habe bereits vor vier Jahren einen vernünftigen 

Vorschlag unterbreitet. Darauf aufbauend, sollten die noch vorhanden Kräfte der 

Wasserschutzpolizeien anschließend als gleichberechtigter Partner in diese neue Struktur integriert 

werden. »Das bereits vorhandene Havariekommando bildet einen wichtigen Baustein der 

Küstenwache«, betonen die beiden SDN-Vertreter. 

 

Die SDN ist ein Zusammenschluss von Kreisen, Kommunen, Vereinen, Wirtschaftsverbänden und 

Privatleuten an der deutschen Nordseeküste zu einem Umweltschutzverband. Seit mehr als 40 

Jahren engagiert sie sich für die Erhaltung der Nordsee als Lebens-, Wirtschafts- und Naturraum. 

 

Mit der freundlichen Bitte um Veröffentlichung! 

  
Hans von Wecheln 

Leiter AG Küstenwache 

in der SDN 
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